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Die SPD-Fraktionen aus den Bundesländern hatten zahlreiche 
engagierte Bürgerinnen und Bürger, aber auch viele Promi­
nente aus allen Teilen der Gesellschaft als Delegierte zur Bun­
desversammlung entsendet. Darunter Schauspielerinnen wie 
Mariele Millowitsch, Sängerinnen wie Stefanie Kloß von Silber­
mond, Sänger wie Peter Maffay oder Roland Kaiser, aber auch 
Fußballgrößen wie Reinhard Rauball, Präsident des BVB, oder 
Bürgermeister wie Dieter Reiter von München.

Steinmeier machte in seiner Dankesrede vor der Bundesver­
sammlung deutlich, worum es ihm vor allem gehen wird: „Lasst 

uns gemeinsam mutig sein!“ Der künftige Bundespräsident warb für die Demokratie, „unser Funda­
ment“. Wenn dieses Fundament in anderen Ländern wackelt, dann müssten wir umso fester zu un­
serem Fundament stehen. Steinmeier: „Das Ringen um Demokratie ist keine Schwäche.“ So vieles sei in 
diesem Land geglückt; wenn wir weiter mutig seien, dann, so Steinmeier, „ist mir um die Zukunft nicht 
bange.“

Frank-Walter Steinmeier ist nach Gustav Heinemann und Johannes Rau der dritte Bundespräsident aus 
den Reihen der Sozialdemokraten. 

Hier sind Fotos rund um die Bundesversammlung zu finden: www.spdfraktion.de/flickr
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Steinmeier neuer Bundespräsident:  
Lasst uns mutig sein!
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................  

Am 12. Februar um 14.15 Uhr war es soweit: Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert verkündet, dass die Bundesversammlung 
Frank-Walter Steinmeier (SPD) zum Bundespräsidenten gewählt 
hat. Von 1239 gültigen Stimmen erhielt er 931. Steinmeier wurde 
im 1. Wahlgang gewählt. 
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Thomas Oppermann
Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion
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Mein Standpunkt
.................................................... ..........................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Liebe Genossinnen, liebe Genossen, 

ist es gerecht, wenn Arbeiter auf Kurzarbeit gesetzt werden, die Vorstands­
etage aber zeitgleich mit Millionen-Boni belohnt wird? Ist es gerecht, wenn 
in ein- und demselben Unternehmen der Vorstand hundertmal mehr ver­
dient als der durchschnittliche Mitarbeiter? Und ist es gerecht, wenn die 
Allgemeinheit solche Spitzenzahlungen durch die Hintertür subventioniert, 
weil diese als reguläre Betriebsausgaben abgesetzt werden können? Wir 
wollen selbstverständlich keine Neiddebatte gegen Manager schüren – 
aber wir wollen gesellschaftliche Gerechtigkeit. In Deutschland brauchen 
wir keinen Raubtierkapitalismus, sondern eine Marktwirtschaft, die sozial 
ist. Die soziale Marktwirtschaft ist unser Leitbild.

Mir geht es da genauso wie vielen anderen Menschen, die es nicht richtig 
finden, wenn Manager unabhängig von ihrer Leistung exorbitante Gehälter 
bekommen und umfassend abgesichert sind, während normale Arbeitneh­
mer mitunter schon bei kleinsten Verfehlungen fristlos gekündigt werden. 
Da ist etwas aus dem Ruder gelaufen. Deshalb wollen wir gesetzlich nach­
steuern und dafür sorgen, dass Maß und Mitte auch bei Vorstandsvergü­
tungen wieder eine Rolle spielen. 

In unserem Gesetzentwurf wollen wir vor allem zwei zentrale Punkte regeln: Wir wollen, dass bei 
Aktiengesellschaften die steuerliche Absetzbarkeit von Vorstandsgehältern auf 500.000 Euro im Jahr 
beschränkt ist. Für Ruhebezüge gilt: Alles, was über die Beitragsbemessungsgrenze in der allgemei­
nen Rentenversicherung hinausgeht – derzeit sind es knapp 76.000 Euro im Jahr –, soll nicht mehr als 
Betriebsausgabe angerechnet werden können. Natürlich kann jedes Unternehmen mehr zahlen. Wir 
greifen nicht in die freie Vertragsgestaltung ein. Aber alles, was über den Maximalbetrag hinausgeht, 
soll aus dem Gewinn des Unternehmens genommen werden. Das ist fair. Außerdem soll zukünftig  
gelten: Einen Bonus gibt’s für gute Leistung. Aber auch nur dann, und schlechte Leistung sollte nicht 
auch noch honoriert werden. Notfalls muss ein Bonus auch einbehalten oder herabgesetzt werden 
können.
 
Ich bin überzeugt, dass eine solche gesetzliche Regelung für mehr Gerechtigkeit sorgt. Es ist gut, dass 
wir die Debatte darüber jetzt führen. Und ich bin gespannt, wie unser Koalitionspartner mit unserem 
Gesetzentwurf umgehen wird. Bislang sind die Äußerungen aus der Union noch widersprüchlich.  

Es ist offensichtlich, dass der Druck steigt. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion scheint immer mehr auf 
die Bremse zu treten, was soziale Gerechtigkeit angeht. Das mussten wir auch bei den Verhandlungen 
zum Nachtragshaushalt feststellen. Mit der Union war es nicht möglich, die 6 Milliarden Euro Haus­
haltsüberschuss aus dem letzten Jahr für Verbesserungen und Investitionen bei Infrastruktur und  
Bildung einzusetzen. Das bemerken auch die Bürgerinnen und Bürger. 
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Beschlüsse zu Sicherheit  
und Gerechtigkeit
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Vom 12. bis 13. Januar hat sich die SPD-Bundes­
tagsfraktion zu ihrer Jahresauftaktklausur ge­
troffen. Ein handlungsfähiger Staat, der für mehr 
Gerechtigkeit und Sicherheit sorgt – das war das 
zentrale Thema. Mit dem Präsidenten des Bun­
deskriminalamtes Holger Münch diskutierten die 
Abgeordneten über wirksame Schritte für mehr 
öffentliche Sicherheit. Und mit DGB-Chef Reiner 
Hoffmann debattierten sie zum Thema soziale 
Gerechtigkeit. Zu Sicherheit und Gerechtigkeit hat 
die SPD-Fraktion acht Beschlüsse verabschiedet:

Konsequenzen aus dem Terroranschlag in Berlin
Der Rechtsstaat muss Terrorbedrohungen ent­
gegentreten. Wichtige Gesetzesänderungen 
und verschärfte Sicherheitsmaßnahmen hat die 
Koalition bereits beschlossen. Die Sozialdemo­
kraten wollen nicht nur mit schärferen Gesetzen 
reagieren. Sie wollen einen starken Staat, der den 
Schutzanspruch für alle Bürger durchsetzt. Die 
SPD-Fraktion setzt deshalb eine Querschnitts­
arbeitsgruppe „Öffentliche Sicherheit und Prä­
vention“ ein. Das Ziel: eine Offensive gegen den 
Islamismus und Salafismus mit mehr Prävention 
verbinden.

Initiative 2017 für Steuergerechtigkeit 
Die SPD-Fraktion will noch in dieser Wahlperio­
de Einkommen aus Kapital und Arbeit steuerlich 
gleichstellen. Dazu will sie die Abgeltungsteuer 
abschaffen. Steuerbetrug, Steuervermeidung 
und Geldwäsche sind Straftaten und verstoßen 
gegen Steuergerechtigkeit. Deshalb soll Steuer­
hinterziehung später verjähren. Außerdem will 
die SPD-Fraktion das steuerliche Bankgeheimnis 
streichen und eine Anzeigepflicht für Steuerge­
staltungsmodelle einführen. Alle Bundesländer 
sollen ihre Steuerfahndungen und Betriebsprü­
fungen personell vernünftig aufstellen können.

Maß und Mitte bei Managergehältern und Boni 
Auf Grundlage dieses Papiers hat die SPD-Fraktion 
bereits einen Gesetzentwurf erarbeitet, den wir 
auf Seite 5 ausführlich darstellen.

Gute Zeiten für Familien
Mit einer Familienarbeitszeit und einem Famili­
engeld will die SPD-Fraktion Beruf und Familie 
besser miteinander vereinbaren. Ein Rechtsan­
spruch auf Ganztagsbetreuung von Kita- und 
Grundschulkindern und eine schrittweise Ab­
schaffung der Kita-Gebühren sollen beste Start- 
und Bildungschancen sichern. Zudem plant die 

SPD-Fraktion einen Familientarif im Steuerrecht, 
der Kinder unabhängig von der Lebensform der 
Eltern berücksichtigt. Ein nach Einkommen und 
Kinderzahl gestaffeltes Kindergeld soll ärmere  
Familien finanziell besser stellen. Für Alleinerzie­
hende soll der ausgeweitete Unterhaltsvorschus­
ses umgesetzt werden (siehe Seite 9).

Recht auf befristete Teilzeit 
Die SPD-Fraktion will einen Anspruch auf Befri­
stung der Teilzeit einführen, um eine Rückkehr zur 
ursprünglichen Arbeitszeit zu ermöglichen. Das 
steht bereits im Koalitionsvertrag. Bundesarbeits­
ministerin Andrea Nahles (SPD) hat dazu einen 
Gesetzentwurf vorgelegt. Dieser soll nun zügig 
im Parlament beraten werden. 

Kinderrechte ins Grundgesetz
Im Grundgesetz verankerte Kinderrechte stärken 
die Rechte und Interessen von Kindern und Fami­
lien gegenüber dem Staat. Noch in dieser Legis­
laturperiode will die SPD-Fraktion dazu einen 
Gesetzentwurf auf den Weg bringen. Sie fordert 
die Union auf, dies zu unterstützen.

Rechte der Mieterinnen und Mieter stärken
Die Union soll die von Bundesjustizminister Heiko 
Maas (SPD) vorgelegte zweite Mietrechtsnovelle 
nicht länger blockieren. Die SPD-Fraktion will die 
Mietpreisbremse durch eine Offenlegungspflicht 
des Vermieters über die Vormiete verbessern. Der 
Mietspiegel soll rechtssicherer und der Zeitraum 
für eine zulässige Mieterhöhung soll von drei auf 
vier Jahre gestreckt werden. Außerdem soll der 
Eigenbedarf gesetzlich klar definiert werden. Das 
Bestellerprinzip bei Maklergebühren soll auch 
beim Verkauf einer Immobilie oder eines Grund­
stücks gelten. Familien und Normalverdiener sol­
len bei weiteren Nebenkosten, die beim Erwerb 
einer Immobilie anfallen, entlastet werden.

Recht haben und Recht bekommen –  
Musterverfahren möglich machen
Wir brauchen die Musterfeststellungsklage, damit 
Verbraucherorganisationen die Möglichkeit haben, 
Verbraucherrechte wirksam und auf Augenhöhe 
vor Gericht durchsetzen können. Im Musterverfah­
ren, das in einem elektronischen Klageregister 
öffentlich bekannt gemacht wird, können zentrale 
Streitfragen vorab verbindlich geklärt werden. 

Alle Beschlusspapiere gibt es hier: 
www.spdfraktion.de/fraktionsklausur2017
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Schluss mit überzogenen  
Vorstandsgehältern und Boni!
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Es ist noch gar nicht so lange her, da verdiente ein Vorstand eines Unternehmens im Schnitt zehnmal so viel wie 
ein Arbeitnehmer. Inzwischen gibt es Fälle, in denen der Vorstand das Hundertfache eines normalen Angestellten 
bekommt. Ist das noch nachvollziehbar? Ist das gerecht?

Der finanzpolitische  
Sprecher der SPD-Fraktion, 
Lothar Binding, demons-
triert in einer Rede vor  
dem Bundestag das  
Verhältnis zwischen 
dem durchschnittlichen 
Verdienst eines Beschäf-
tigten im Vergleich zu 
den Einkünften eines Top-
managers mit Hilfe eines 
Zollstocks.

Maß und Mitte scheinen in manchen Vorstandsetagen verloren gegangen zu sein. Und da alle Appelle  
und Selbstverpflichtungen nichts an diesen exzessiven Entwicklungen geändert haben, legt die 
SPD-Bundestagsfraktion jetzt einen umfassenden Gesetzentwurf zur Begrenzung von Managerge­
hältern und Boni vor.

Darin schlägt die SPD-Fraktion unter anderem vor, die steuerliche Absetzbarkeit von Vorstandsbezügen 
in Aktiengesellschaften auf 500.000 Euro pro Jahr zu begrenzen. Außerdem soll die Hauptversamm­
lung ein Maximalverhältnis zwischen der Vorstandsvergütung und dem Durchschnittsgehalt im Unter­
nehmen festlegen. Drittens soll der Aufsichtsrat bei schlechten Leistungen der Vorstände die Bezüge 
herabsetzen oder Ruhegehälter zurückfordern können.

SPD-Fraktionschef Thomas Oppermann stellt klar: „Wir wollen keine Neiddebatte gegen 
Manager schüren. Außergewöhnliche Leistung muss auch außergewöhnlich honoriert 
werden“. Aber dass Boni und höchste Altersbezüge auch dann noch gezahlt würden, 
wenn das Unternehmen aufgrund von Fehlentscheidungen in schlechter Verfassung ist, 
sei nicht nach vollziehbar. Manager hätten eine Vorbild- und Führungsfunktion.

Oppermann: „Eine Gesellschaft, in der die Mehrheit der Menschen das Gefühl hat, es geht 
gerecht zu, ist produktiver als eine Gesellschaft, die die Mehrheit als ungerecht empfindet.“

Sein Stellvertreter Carsten Schneider, zuständig für die Bereiche Finanzen, Steuern und 
Haushalt, erklärt, es gehe in dem Gesetzentwurf um Aktiengesellschaften. Familienbe­
triebe etwa seien schon deshalb ausgenommen, weil Familienunternehmer mit vollem 
Risiko und mit ihrem Eigentum für diese Unternehmen geradestünden. Vorstände da­
gegen seien Angestellte und könnten sich sogar gegen grobe Fahrlässigkeit versichern.

Schneider legte auch dar, dass das Thema die SPD-Fraktion schon lange umtreibe: Bereits 
2009 hatte sein Vorgänger Joachim Poß gefordert, die steuerliche Absetzbarkeit von Vor­
standsgehältern einzuschränken – die Union wollte das schon damals nicht.

Zum Gesetzentwurf:
Die Vorlage setzt sich aus einem Antrag der SPD-Fraktion von 2013 und dem Beschluss 
einer Klausurtagung vom Januar 2017 zusammen.

▪▪ Die Gesamtbezüge eines einzelnen Vorstandsmitglieds ohne Ruhebezüge sind nicht mehr steuerlich 
als Betriebsausgabe absetzbar, soweit sie in Summe den Betrag von 500.000 Euro übersteigen.

▪▪ Die Ruhebezüge jedes ehemaligen Vorstandsmitglieds einer Aktiengesellschaft oder dessen Hinter­
bliebenen sind nicht mehr steuerlich als Betriebsausgabe absetzbar, soweit sie die Beitragsbemes­
sungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung übersteigen.

▪▪ Die Kriterien, unter denen Vorstandsbezüge durch den Aufsichtsrat herabgesetzt oder zurückge­
fordert werden können, werden verbindlicher ausgestaltet („muss“ statt „soll“).

▪▪ Im Falle einer Schlechtleistung oder regelwidrigen Verhaltens eines Vorstandsmitglieds wird ein ge­
setzlicher Anspruch auf Herabsetzung der Vergütung und/oder der Ruhebezüge für den Aufsichtsrat 
eingeführt.

▪▪ Die Rechte der Hauptversammlung werden erweitert. Künftig hat sie über den Vorschlag des Auf­
sichtsrates über die Festsetzung des Verhältnisses zwischen der Gesamtvergütung der einzelnen 
Vorstandsmitglieder und dem durchschnittlichen Arbeitnehmereinkommen des jeweiligen Unter­
nehmens zu entscheiden sowie außerdem über den Vorschlag des Aufsichtsrates über die Gesamt­
bezüge der Vorstandsmitglieder.



Quelle: WSI-Lohnspiegel

Gleicher Job, weniger Geld
Innerhalb der Berufe gibt es große Unterschiede  
zwischen den Verdiensten von Männern und Frauen.  
Ein paar Beispiele:

Durchschnittliches Bruttomonatseinkommen 
in Euro auf Basis von 38 Wochenstunden

2.222
1.811

4.085
3.135

3.479
3.052

2.102
1.841

2.471
2.140

koch
köchin

versicherungskaufmann
versicherungskauffrau

architekt
architektin

lagerarbeiter
lagerarbeiterin

physiotherapeut
physiotherapeutin
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Frauen verdienen 100 Prozent!
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

In einer Restaurantküche irgendwo in Deutschland sind nur noch Köchin Claudia und Koch Sebastian mit dem 
Aufräumen beschäftigt. Es war ein harter Tag. Sebastian haut einen Lappen auf die Arbeitsplatte: „Oh Mann.  
Für den Stress gibt es am nächsten Ersten lausige 2000 Euro brutto.“ „Zieh mal 200 Euro ab – so viel verdiene ich“, 
entgegnet Claudia. Er stutzt: „Du kriegst weniger – warum? Wir haben ein Alter, du warst super in der Lehre und 
kochst gut. Sprich mal mit dem Chef“. „Der wird nur sauer, weil wir über unsere Gehälter geredet haben. Ich bin 
sicher, dass ich weniger Kohle kriege, weil ich eine Frau bin“, sagt Claudia. 

So oder ähnlich kommt oft per Zufall ans Licht, dass Frauen und Män­
ner im gleichen Beruf, bei gleicher Ausbildung, gleicher Erfahrung, 
gleichem Wissen und Alter unterschiedlich bezahlt werden. Die Ge­
haltsstrukturen in Unternehmen in Deutschland liegen immer noch 
im Verborgenen. 

Frauen verdienen durchschnittlich immer noch bis zu 21 Prozent we­
niger als Männer. Diese Ungerechtigkeit besteht, obwohl im Grund­
gesetz der Bundesrepublik Deutschland seit 1949 steht: „Männer 
und Frauen sind gleichberechtigt“ und trotzdem seit 1957 das Prinzip 
„Gleicher Lohn für gleiche oder gleichwertige Arbeit“ als ein Grund­
satz der Europäischen Union gilt. Seit zehn Jahren weist die Equal-
Pay-Day-Kampagne jedes Jahr im März auf die Lohnlücke hin. Denn 
erst im März haben Frauen die Summe verdient, die Männer bereits 
am 31. Dezember in der Tasche hatten. 

Gleicher Lohn für gleiche oder gleichwertige Arbeit
Die SPD-Bundestagsfraktion fordert gemeinsam mit Gewerkschaf­
ten und Frauenverbänden seit vielen Jahren, gesetzlich gegen die 
ungleiche Bezahlung von Frauen und Männern vorzugehen. Die 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten setzten in den Koaliti­
onsverhandlungen mit der Union durch, mehr Transparenz bei den 
Entgeltstrukturen zu schaffen. Dazu hat der Bundestag am 16. Februar 

einen Gesetzentwurf in 1. Lesung beraten. Ziel ist es, mittels größerer Transparenz bei Entgeltrege­
lungen verdeckte Benachteiligungen von Frauen zu erkennen und dazu beizutragen, dass sie beseitigt 
werden. Das soll eine Bewertung von Fähigkeiten und Kompetenzen ohne Diskriminierung, Gehaltsver­
handlungen auf Augenhöhe sowie eine offene, wertschätzende Unternehmenskultur fördern. 

Wesentliche Inhalte des Gesetzes sind:
▪▪ Arbeitgeber mit mehr als 200 Beschäftigten müssen diesen auf Anfrage mitteilen, nach welchen Kri­
terien sie bezahlt werden. Dieser individuelle Auskunftsanspruch beinhaltet zudem, dass die Beschäf­
tigten erfahren können, wie sie im Vergleich zu ihren Kolleginnen und Kollegen, die der gleichen oder 
gleichwertigen Tätigkeit nachgehen, bezahlt werden. Davon können bis zu 14 Millionen Beschäftigte 
profitieren. Gleichzeitig werden Betriebsräte bei der Wahrnehmung des Auskunftsanspruchs gestärkt.

▪▪ Arbeitgeber mit mehr als 500 Beschäftigten werden aufgefordert, regelmäßig ihre Entgeltstrukturen 
auf die Einhaltung der Entgeltgleichheit zu prüfen. 

▪▪ Arbeitgeber mit mehr als 500 Beschäftigten, die nach dem Handelsgesetzbuch lageberichtspflichtig 
sind, sollen regelmäßig über den Stand der Gleichstellung und der Entgeltgleichheit berichten. Diese 
Berichte sollen für alle zugänglich sein. 

▪▪ Es wird eine klare Rechtsgrundlage für das Entgeltgleichheitsgebot geschaffen. 

Das Gesetz sieht auch vor, dass die Bundesregierung über die gleiche Bezahlung von Frauen und Männern 
in Betrieben mit weniger als 200 Beschäftigten berichtet. Zudem soll die geschlechtersensible Berufs­
wahlberatung gestärkt werden, um eine Berufswahl ohne Rollenstereotype zu fördern. So sollen zum 
Beispiel mehr Frauen für technische Berufe und mehr Männer für den sozialen Bereich gewonnen werden.

Für die SPD-Bundestagsfraktion bleibt auch künftig das Ziel bestehen, dass alle Beschäftigten unab­
hängig von der Unternehmensgröße das individuelle Auskunftsrecht erhalten.
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Betriebsrenten stärken
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Cannabis auf Kassenrezept
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Betriebsrenten ergänzen die gesetzliche Rente. Derzeit haben rund 57 Prozent der Beschäftigten eine 
Anwartschaft auf eine betriebliche Altersversorgung. Mit dem Entwurf des Betriebsrentenstärkungs­
gesetzes, den der Bundestag am 10. März in 1. Lesung beraten wird, soll durch Maßnahmen im Arbeits-, 
Sozial- und Steuerrecht eine weitere Verbreitung von betrieblicher Altersvorsorge in kleinen und mitt­
leren Unternehmen und bei Geringverdienenden erreicht werden.

Kern des Gesetzes ist das Sozialpartnermodell, das die Tarifparteien (Gewerkschaften und Arbeitgeber­
verbände) bei der Organisation der betrieblichen Altersversorgung stärkt. Die Möglichkeiten einer ta­
rifvertraglichen Regelung von Betriebsrentensystemen werden erweitert, damit künftig mehr Beschäf­
tigte von einer einfach organisierten und kostengünstigen betrieblichen Altersversorgung profitieren. 
Das eröffnet auch kleinen und mittleren Unternehmen den Aufbau einer kostensicheren betrieblichen 
Altersversorgung für ihre Beschäftigten.

Im Steuerrecht wird ein neues Fördermodell für Geringverdienende eingeführt. Arbeitgeber erhalten 
einen Förderzuschuss von 30 Prozent, wenn sie Betriebsrenten von Geringverdienern mit eigenen Beiträ­
gen aufbauen. Außerdem wird die steuerliche Freistellung von Zahlungen an Einrichtungen der betrieb­
lichen Altersversorgung ausgeweitet. Damit sich die betriebliche Altersversorgung am Ende auch für Ge­
ringverdiener wirklich auszahlt, wird die Anrechnung von Zusatzrenten auf die Grundsicherung begrenzt.

Die Doppelverbeitragung in der Kranken- und Pflegeversicherung bei Riester-Verträgen, die über den 
Arbeitgeber organisiert werden, wird abgeschafft. Sie werden künftig genauso behandelt wie private 
Riester-Verträge. Sie bleiben also in der Verrentungsphase beitragsfrei. Gleichzeitig wird die jährliche 
staatliche Riester-Zulage ab 2018 von 154 Euro auf 165 Euro erhöht.

Cannabis hilft unter anderem bei der Behandlung chronischer Schmerzen, bei Übelkeit und 
zur Steigerung von Appetit bei Aids- und Krebspatienten, bei Rheuma sowie zur Muskelent­
spannung bei Multipler Sklerose. Bisher verfügen etwa 800 Patientinnen und Patienten auf 
Antrag über eine Ausnahmeerlaubnis, um medizinische Hanfprodukte einnehmen zu können, 
die sie in der Regel aus der eigenen Tasche bezahlen müssen.

Am 19. Januar hat der Bundestag beschlossen, dass Arzneimittel auf Cannabisbasis sowie ge­
trocknete Cannabisblüten (Medizinalhanf) schwer und chronisch Erkrankten auf Rezept ver­
schrieben werden können. Zudem werden die Kosten von den Krankenkassen übernommen. 

Die SPD-Fraktion hat im parlamentarischen Beratungsverfahren durchgesetzt, dass es ne­
ben fehlender Therapiealternativen ausreichend ist, wenn der behandelnde Arzt entschei­
det, dass die Einnahme von Cannabisprodukten medizinisch notwendig ist. Eine Ablehnung 
der Kostenübernahme durch die Kassen ist nur in begründeten Ausnahmefällen möglich. Um 
weitere Erkenntnisse zur Wirkung von Cannabisarzneimitteln zu erlangen, wird die Kosten­
übernahme durch die Krankenkassen an eine wissenschaftliche Begleiterhebung geknüpft.

Für die Versorgung von Patienten mit Cannabisarzneimitteln in kontrollierter Qualität wird der Anbau 
von Cannabis zu medizinischen Zwecken in Deutschland ermöglicht. Diese Aufgabe soll nach internati­
onalen Vorgaben dem Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte übertragen werden (staat­
liche „Cannabisagentur“). Bis der staatlich kontrollierte Anbau in Deutschland erfolgt, wird die Versor­
gung mit Medizinalhanf über Importe gedeckt. Die Arzneimittel sind künftig in Apotheken erhältlich.

Die SPD-Fraktion appelliert an die Versorgungspartner, ein Sonderzeichen für die Abgabe von Cannabis 
in der Apotheke zu vereinbaren, um die Verordnungspraxis nachvollziehen zu können. Das Gesetz 
ändert nichts an der Haltung der Bundesregierung zur Freigabe von Cannabis. 



Quelle: Jahreswirtschaftsbericht 2017 der Bundesregierung, Januar 2017
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Demnach ist 2016 das Bruttoinlandsprodukt um 
preisbereinigt 1,9 Prozent und damit so stark wie 
seit 2011 nicht mehr gestiegen. Und auch dieses 
Jahr soll es weiter aufwärts gehen. So liegt zum 
Beispiel die Zahl der Beschäftigten mit mehr als 
43 Millionen auf einem Rekordhoch. 

Dem Bericht zufolge bilden die steigenden Ein­
kommen bei einem gemäßigten Anstieg der Ver­
braucherpreise günstige Rahmenbedingungen für 
die privaten Haushalte. Die Haushalte wiederum 
weiten ihre Konsumausgaben im Vergleich zur 
jüngeren Vergangenheit überdurchschnittlich aus 
und investieren kräftig in Wohnbauten.

Der hohe Beschäftigungsstand trägt, so der Be­
richt, nicht nur maßgeblich zur Chancengerechtig­
keit und zum gesellschaftlichen Zusammenhalt in 
Deutschland bei, sondern leistet auch einen we­
sentlichen Beitrag zur Stabilisierung der sozialen 
Sicherungssysteme.

Der Staatshaushalt erzielte im Jahr 2016 einen 
Überschuss in Höhe von 0,6 Prozent in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. Die gute 
Lage der öffentlichen Haushalte ermöglicht stei­
gende Ausgaben des Staates für Konsum und In­
vestitionen.
Die deutschen Unternehmen werden laut Bericht 
im Projektionszeitraum etwas mehr in Ausrü­
stungen und Maschinen investieren, um die lang­
sam steigende Nachfrage aus dem Ausland bedie­
nen zu können.

Der Welthandel bleibt dagegen verhalten und 
könnte sogar beeinträchtigt werden. Die Risiken, 
insbesondere aus dem außenwirtschaftlichen 
Umfeld, bleiben beachtlich. 

Was ist mit inklusivem Wachstum gemeint?
Aus Sicht der Koalition zeichnet sich inklusives 
Wachstum durch ein steigendes Wohlstandsni­
veau aus, das für alle Teile der Bevölkerung Chan­
cen eröffnet und den erarbeiteten Wohlstand fair 
in der Gesellschaft verteilt.
Neben der Begrenzung von Marktmacht mittels 
einer wettbewerblichen Wirtschaftsordnung ge­
hört dazu vor allem Chancengerechtigkeit für alle 
Mitglieder der Gesellschaft. Damit ist auch ein 
Ausgleich von Einkommensunterschieden verbun­
den, wie er im Steuer- und Transfersystem veran­
kert ist.

Ein hohes Maß an gesamtgesellschaftlicher Le­
bensqualität erfordert, dass möglichst viele an 
der positiven wirtschaftlichen Entwicklung teilha­
ben. Angesichts der Komplexität einer globalisier­
ten Marktwirtschaft, dem anhaltenden Zuwan­
derungsdruck aus Krisenregionen und der rasant 
voranschreitenden Digitalisierung gewinnt dieses 
Ziel einer möglichst breiten gesellschaftlichen 
Partizipation am wirtschaftlichen Aufschwung 
zunehmend an Bedeutung.
Nicht zuletzt mit Blick auf den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt spricht vieles dafür, materielle Un­
gleichheit zu begrenzen, ohne Fehlanreize zu set­
zen. Vor diesem Hintergrund stärkt die Koalition 
durch ihre Politik ganz bewusst die Grundlagen 
für inklusives Wachstum, gesellschaftlichen Zu­
sammenhalt und hohe Lebensqualität.

Für die SPD-Fraktion ist wirtschaftlicher Erfolg 
eine Frage der Gerechtigkeit. Denn nur mit ver­
lässlichen Einnahmen ist der Staat handlungsfähig 
und kann für Jobs, Sicherheit und Chancengleich­
heit sorgen. Umgekehrt gilt zugleich: Nur eine ge­
rechte Gesellschaft kann auf Dauer wirtschaftlich 
prosperieren. Deshalb setzen sich die Sozialdemo­
kraten zum Beispiel bei den Managergehältern 
dafür ein, dass auch hier wieder Maß und Mitte 
herrscht. Die SPD-Fraktion steht für eine soziale 
Marktwirtschaft, die ihren Namen verdient.

Für inklusives Wachstum  
in Deutschland und Europa
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Unter all den beunruhigenden Nachrichten aus aller Welt gibt es auch etwas beständig Erfreuliches: Der deutschen 
Wirtschaft geht es gut. Das zeigt der Jahreswirtschaftsbericht 2017 der Bundesregierung.

fraktion intern nr. 01 · 06.03.17 · wirtschaftfraktion intern nr. 01 · 06.03.17 · wirtschaft

Jahreswirtschaftsbericht 2017: www.bmwi.de/Redaktion/DE/Dossier/wirtschaftliche-entwicklung.html
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Am 16. Februar hat der Bundestag in 1. Lesung eine 
umfassende Reform der föderalen Finanzbezie­
hungen beraten, auf die sich die Bundesregierung 
mit den Ministerpräsidentinnen und Ministerprä­
sidenten der Länder im Dezember 2016 verstän­
digt hatte. 

Im Ergebnis wird sich der Bund künftig noch we­
sentlich stärker engagieren müssen, um die fi­
nanzielle Leistungsfähigkeit gerade auch finanz­
schwächerer Bundesländer zu sichern. Der neue 
Finanzausgleich muss deshalb von 2020 an um 
ein gesamtdeutsches Fördersystem für struktur­
schwache Regionen ergänzt werden.

Mehr Hilfen für arme Kommunen
Im Detail: Die zwischen Bundesregierung und den 
Ländern vereinbarte Neureglung des horizonta­
len Finanzausgleichs von 2020 an sieht vor, den 
bisherigen Länderfinanzausgleich in seiner jet­
zigen Form abzuschaffen und die Umsatzsteuer 
im Grundsatz nach Maßgabe der jeweiligen Ein­
wohnerzahl – modifiziert durch Zu- und Abschlä­
ge entsprechend der jeweiligen Finanzkraft eines 
Landes – zu verteilen.

Die kommunale Finanzkraft soll künftig mit 75 
Prozent anstelle von gegenwärtig 64 Prozent 
deutlich stärker in die Berechnung der Finanzkraft 
der Länder einfließen. Davon profitieren insbeson­
dere Länder mit finanzschwächeren Kommunen. 
Allerdings wird der Bund nach der Reform einen 
deutlich höheren finanziellen Beitrag zum solida­
rischen Ausgleich zwischen den Ländern leisten: 
Allein für das Jahr 2020 sind das insgesamt 9,7 
Milliarden Euro (auf Basis der Steuerschätzung 
von November 2016).

Reform des Unterhaltsvorschusses
Bestandteil des Gesetzentwurfs ist auch die Re­
form des Unterhaltsvorschusses. Die meisten Al­
leinerziehenden sind auf die Unterhaltszahlungen 
ihres Ex-Partners oder ihrer Ex-Partnerin finanziell 
angewiesen. Häufig werden die Unterhaltszah­
lungen jedoch nicht oder nur teilweise geleistet. 
Davon ist aktuell die Hälfte der alleinerziehenden 
Eltern betroffen. In diesen Fällen springt der Staat 
ein und zahlt Unterhaltsvorschuss.

Bislang wird der staatliche Unterhaltsvorschuss 
höchstens sechs Jahre lang und maximal bis zum 
zwölften Geburtstag des Kindes gezahlt. Danach 
fehlt den Alleinerziehenden das Geld, wenn der 
Partner nicht zahlt. Deshalb haben die Sozialde­
mokratinnen und Sozialdemokraten durchge­
setzt, dass der Unterhaltsvorschuss ab 1. Juli 2017 
bis zum 18. Geburtstag und ohne Beschränkung 
der Bezugsdauer geleistet wird. Diese Änderung 
geht zurück auf einen Beschluss der SPD-Bundes­
tagsfraktion vom 2. September letzten Jahres.

Das Ende des Kooperationsverbotes
Mit dem vorliegenden Gesetzpaket wird außer­
dem der Anfang vom Ende des so genannten Ko­
operationsverbots umgesetzt. Damit erzielt die 
SPD-Fraktion einen weiteren wichtigen Erfolg. 
Denn nun kann endlich auch der Bund in gute 
Schulen mit moderner IT-Ausstattung und mo­
dernen Klassenräumen investieren. Bislang ist 
ihm eine solche Kooperation mit den Ländern im 
Schulbereich untersagt. Mit der geplanten Grund­
gesetzänderung soll dieses Verbot aufgebrochen 
werden. Dafür hat die SPD-Bundestagsfraktion 
seit Jahren gekämpft.

Das umfassende Paket gesetzlicher Änderungen 
zur Neuordnung der Bund-Länder-Finanzen ist 
für die gesamtstaatliche Entwicklung nach 2019 
von großer Bedeutung. Für das weitere parlamen­
tarische Verfahren stehen nun zahlreiche Anhö­
rungen bevor. Die SPD-Bundestagsfraktion wird 
sich dabei vom Ziel der gleichwertigen Lebensver­
hältnisse leiten lassen und mögliche Änderungen 
sorgfältig beraten.

fraktion intern nr. 01 · 06.03.17 · bundeshaushalt

SPD-Fraktion will gleichwertige  
Lebensverhältnisse sichern 
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Die SPD-Bundestagsfraktion kämpft für gute und gleichwerte Lebensverhältnisse in ganz Deutschland. Dafür 
braucht es nicht nur einen fairen Ausgleich zwischen finanzstarken und finanzschwächeren Bundesländern. Die 
Sozialdemokraten streben darüber hinaus ein gesamtdeutsches Fördersystem an, das strukturschwache Regionen 
unabhängig von der Himmelsrichtung zielgerichtet unterstützt.
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Am 16. Februar hat das Parlament in 1. Lesung das Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz beraten. Damit 
werden von der SPD-Bundestagsfraktion geforderte nationale Maßnahmen gegen Steueroasen umgesetzt.

Steuerhinterzieher sollen sich künftig nicht mehr hinter anonymen Brief­
kastenfirmen verstecken können. Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, die 
Anonymität von Briefkastenfirmen aufzuheben. Dazu werden die Of­
fenlegungspflichten von Steuerpflichtigen mit Geschäftsbeziehungen 
zu Briefk astenfirmen in Steueroasen erweitert. Vorgesehen ist auch eine 
Anzeigepflicht für Banken, die Beteiligungen oder Geschäftsbeziehungen 
mit Briefkastenfirmen vermitteln. Bei einer Pflichtverletzung sollen die 
Finanzinstitute für dadurch verursachte Steuerausfälle haftbar gemacht 
werden. Die Pflichtverletzung kann mit einem Bußgeld von bis zu 50.000 
Euro geahndet werden.

Es soll künftig auch das steuerliche Identifikationsmerkmal des Kontoinha­
bers und jedes anderen Verfügungsberechtigten im Rahmen der Legitima­
tionsprüfung durch Finanzinstitute erhoben und aufgezeichnet werden. 
Die Informationen werden dann im Kontenabrufverfahren an die Finanz­
behörden übermittelt. Bisher beschränkt sich die sogenannte Legitimati­

onsprüfung auf Name und Anschrift. Außerdem sollen die Ermittlungsbefugnisse der Finanzverwaltung 
verbessert und das steuerliche Bankgeheimnis aufgehoben werden (es geht dabei aber nicht um das zi­
vilrechtliche Bankgeheimnis). Das automatische Kontenabrufverfahren wird auf die Ermittlung von Ge­
schäftsbeziehungen zu Briefkastenfirmen erweitert. Des Weiteren wird eine gesetzliche Klarstellung von 
Sammelauskunftsersuchen der Finanzbehörden auf der Grundlage der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs vorgenommen. 

Ebenfalls wird die langjährige Forderung der SPD-Fraktion umgesetzt, die Steuerhinterziehung durch 
verdeckte Beteiligungen an Briefkastenfirmen in den Katalog der besonders schweren Steuerhinter­
ziehungen aufzunehmen. Für die Strafverfolgung gilt dann eine Verjährungsfrist von zehn Jahren.

Koalition sagt Steuerflucht und  
Steuergestaltung den Kampf an
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Rechtsklarheit bei Richtlinien  
für Wohnimmobilienkredite
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Eine so genannte Wohnimmobilienkreditrichtlinie, die von der EU vorgegeben war, hatte mit ihrer 
Umsetzung in deutsches Recht für Verwirrung und Verunsicherung bei der Kreditvergabe durch Geld­
institute geführt.

Die Richtlinie zielt auf die zivil- und aufsichtsrechtliche Kreditwürdigkeitsprüfung. Doch vor allem die 
Kreditvergabe bei altersgerechtem Umbau, bei Renovierungen und die Frage der künftigen Kredit­
fähigkeit hatten in der Praxis zu Umsetzungsschwierigkeiten geführt. Denn Banken hatten wegen 
vermeintlicher Unklarheiten im Gesetz oft jungen Familien, befristet Angestellten und Senioren keine 
Kredite mehr gegeben.

Mit einem von der Koalition am 26. Januar neu eingebrachten Gesetzentwurf soll die Umsetzung dieser 
Richtlinie nun präzisiert werden. Wie von der SPD-Bundestagsfraktion gefordert, sieht der Gesetzent­
wurf unter anderem vor, dass bei den Sicherheiten für ein Darlehen Wertsteigerungen von Immobilien 
uneingeschränkt berücksichtigt werden dürfen, wenn das Darlehen dem Bau oder der Sanierung der 
Immobilie dient. Banken haben nun Rechtssicherheit.



fraktion intern nr. 01 · 06.03.17 · verbraucherschutz/umwelt

11

Mehr Schutz bei Online-Buchungen
......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Weniger Lärmschutz hilft Sportvereinen
......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Immer mehr Menschen buchen ihre Reisen heu­
te im Internet über Reiseportale, aber auch über 
Online-Angebote von Airlines. Diese ermöglichen 
häufig, im Anschluss an die Flugbuchung einen 
Hotelaufenthalt und einen Mietwagen hinzuzu­
buchen. Oft herrscht dabei Unklarheit über den 
rechtlichen Schutz. 

Hier soll ein Gesetzentwurf zur Änderung reise­
rechtlicher Vorschriften, den der Bundestag am 
19. Januar in 1. Lesung beraten hat, für mehr Trans­
parenz und Rechtssicherheit sorgen – auf Seiten 
der Verbraucherinnen und Verbraucher sowie 
auf Seiten der Reiseanbieter. Zukünftig genießen 
Verbraucher auch bei individuell zusammenge­
stellten Reisen Schutz. Der Anwendungsbereich 
der Pauschalreise wird ausgeweitet und eine neue 
Kategorie der Vermittlung „verbundener Reise­
leistungen“ eingeführt. Wer also online eines 
der beliebten Reiseportale nutzt, die nach der 
Flugbuchung den Kunden samt der Reise- und 
Kreditkartendaten zu einer Hotelbuchungsseite 

weiterleitet, ist künftig bei Insolvenz des Reise­
veranstalters geschützt. Er wird zum Beispiel bei 
der Pleite einer Airline wieder an den Heimatort 
zurückgeflogen.

Mit dem Gesetzentwurf werden die Neufassung 
der EU-Richtlinie über Pauschalreisen in natio­
nales Recht umgesetzt und das Pauschalreise­
recht modernisiert und angepasst. Außerdem 
sollen dadurch faire Wettbewerbsbedingungen 
auf dem Reisemarkt zwischen Online-Anbietern 
und den klassischen Reisebüros erhalten bleiben. 
Reisen mit gemeinnützigem Charakter wie Klas­
senfahrten, die nur gelegentlich stattfinden und 
nicht der Gewinnerzielung dienen, bleiben auch 
zukünftig vom Geltungsbereich der Pauschal­
reiserichtlinie ausgenommen.

Die SPD-Bundestagsfraktion wird in der parla­
mentarischen Beratung des Gesetzentwurfes den 
Verbraucherschutz und auch die Situation der 
Reisebüros in den Blick nehmen.

Der Lärmschutz in Ruhezeiten, wie ihn die bishe­
rige Regelung für Sportanlagen in Wohngebieten 
vorsieht, hat dazu geführt, dass Sportvereine ihr 
Trainingsangebot für Jugendliche häufig reduzie­
ren mussten. Oftmals konnten sie deshalb keine 
neuen Mitglieder aufnehmen. Dazu kommt, dass 
viele Schulen im Rahmen ihrer Ganztagsangebote 
mit Sportvereinen zusammenarbeiten und die 
Sportflächen am Nachmittag durch Schulen ge­
nutzt werden. Durch die bestehende Lärmschutz­
verordnung war bislang eine Verlagerung von 
Vereinstrainingszeiten in den Abend nur begrenzt 
möglich oder nicht umzusetzen.

Sportangebote vor allem für Kinder und Jugend­
liche haben in Städten und Gemeinden eine wich­
tige soziale, integrative und gesundheitliche Funk­
tion und dürfen nicht an den Stadtrand gedrängt 
werden. Deshalb hat der Bundestag am 26. Januar 
2017 die Zweite Verordnung zur Änderung der 
Sportanlagenlärmschutzverordnung beschlossen.

Die geänderte Lärmschutzverordnung erleichtert 
Sport in Wohngegenden. Dazu werden die Im­
missionsschutzwerte (Lärmschutzwerte) in den 
abendlichen Ruhezeiten von 20:00 bis 22:00 Uhr 

und am Nachmittag an 
Sonn- und Feiertagen zwi­
schen 13:00 und 15:00 um 
fünf Dezibel erhöht. Das 
entspricht den Werten, 
die ansonsten tagsüber 
gelten. Außerdem kann 
der Mindestabstand von 
einem neuen Spielfeld zur 
Wohnbebauung geringer 
als die bislang gültigen 150 
Meter ausfallen.

Darüber hinaus wird der Sportbetrieb auf Anla­
gen, die vor 1991 genehmigt oder zulässigerweise 
ohne Genehmigung errichtet worden sind, recht­
lich besser abgesichert. Der Bonus für Altanlagen 
gilt auch bei Umbauten, Änderungen der Nutzung 
und einer leichten Überschreitung der Lärm­
schutzwerte. Darunter fallen zum Beispiel das 
Verlegen von Kunstrasen oder Renovierungen. 
Die Maßnahmen werden in der geänderten Ver­
ordnung aufgelistet. Das bedeutet, dass Moder­
nisierungsmaßnahmen nicht dazu führen, dass 
der Sportbetrieb dadurch eingeschränkt werden 
kann.
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Geschlossen gegen den Terrorismus
......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Kurz vor Weihnachten verübte der Islamist Anis Amri mit 
einem gestohlenen LKW einen Terroranschlag auf den 
Berliner Breitscheidplatz. Am 18. Januar 2017 debattierte 
der Bundestag in einer Aktuellen Stunde über die politischen 
Konsequenzen.

Im Zentrum der Debatte standen Vorschläge von 
Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD) und Bun­
desinnenminister Thomas de Maizière (CDU) zum 
Kampf gegen den islamistischen Terrorismus. 
Dazu zählen Maßnahmen zur Abschiebehaft für 
sogenannte Gefährder, zur Ausweitung der Nut­
zung elektronischer Fußfesseln, zur Residenz­
pflicht für Asylbewerber, die über ihre Identität 
täuschen, sowie zur Verlängerung des Ausreise­
gewahrsams.

Konkrete Maßnahmen:
▪▪ Abschiebehaft: Bislang durften Ausländer nur 
dann inhaftiert werden, wenn sie nicht inner­
halb von drei Monaten abgeschoben werden 
können. Da aber die Heimatländer die Rücknah­
me oft verweigern, sollen die Hürden hier ver­
ringert werden. Außerdem planen die Minister 
einen weiteren Haftgrund: „erhebliche Gefahr 
für die Sicherheit Deutschlands.“

▪▪ Überwachung: Künftig sollen elektronische 
Fußfesseln auch vor einer Verurteilung bei Per­
sonen erlaubt sein, die von den Behörden als 
„Gefährder“ identifiziert wurden und bei denen 
eine konkrete Gefahr vorliegt, Menschenleben 
zu bedrohen. Nach der Haft gilt das grundsätz­
lich bei solchen extremistischen Straftätern, die 
wegen besonders schwerer Vergehen verurteilt 
wurden. „Gefährder“ ist ein Arbeitsbegriff der 
Polizeien, es ist kein Rechtsbegriff. Die SPD-Frak­
tion dringt darauf, den Begriff gesetzlich und 
einheitlich zu definieren.

▪▪ Residenzpflicht: Bei Asylbewerbern, die die Be­
hörden über ihre Identität täuschen, soll eine 
verschärfte räumliche Beschränkung angeord­
net werden können.

▪▪ Rücknahmeabkommen: Wenn Herkunftsländer 
sich bei der Rücknahme von Ausreisepflichtigen 
querstellen, soll Deutschland den Druck erhö­
hen können. Auf welche Weise das konkret pas­
siert, wird gegenwärtig verhandelt.

Heiko Maas hatte am 18. Januar im Rechtsaus­
schuss erläutert, dass die Ermittlungen nach mög­
lichen Hintermännern und Unterstützern von Anis 
Amri weiter liefen. Im Wesentlichen gehe es aber 
um die Frage: Hätte die Tat verhindert werden 
können? Auf Grundlage einer Chronologie behörd­
licher Maßnahmen im Zusammenhang mit Amri, 
die den Abgeordneten und auch der Öffentlichkeit 
vorgelegt wurde, wird nun analysiert, ob Fehler ge­
macht wurden. Dabei warnte Maas vor voreiligen 
Schlüssen aufgrund des heutigen Kenntnisstandes.

Task Force untersucht Behördenvorgehen
Die Fraktionsspitzen von SPD und Union haben 
sich darauf verständigt, diese Fragen zunächst 
von einer Task Force (Ermittlergruppe) des Par­
lamentarischen Kontrollgremiums aufklären zu 
lassen. Das Gremium kontrolliert die Nachrichten­
dienste des Bundes. Ergebnisse werden dem­
nächst erwartet.

Die stellvertretende Fraktionsvorsitzende Eva Högl 
warnte davor, den Bürgern den Eindruck zu vermit­
teln, die Gesetze seien unzureichend. „Die Gesetze 
hätten in diesem Fall besser angewendet werden 
müssen“, sagte Högl im Plenum. Sie dankte den 
Bundesbehörden für ihre Arbeit und rief alle Frak­
tionen dazu auf, gemeinsam dafür zu sorgen, dass 
die Menschen in Deutschland sich auch weiterhin 
sicherfühlen.

Burkhard Lischka, der innenpolitische Sprecher 
der SPD-Fraktion, mahnte zu Geschlossenheit und 
sagte: „Lautstärke ist nicht immer ein Zeichen von 
Stärke“. Lischka ging vor allem auf die Bedrohung 
durch Gefährder ein und stellte klar, dass deren 
Handlungsspielräume eingeschränkt werden 
müssten. Für ihn steht auch fest: Gefährder, die 
abgeschoben werden sollen, müssen bis zur Ab­
schiebung in Abschiebehaft.

Uli Grötsch, Innenexperte der Fraktion und Mit­
glied der neuen Task Force des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums, forderte ebenfalls „konse­
quentes staatliches Handeln bei Gefährdern“.
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Polizei und Rettungskräfte schützen
......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Extremistische Straftäter  
werden strenger bewacht
......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Sie halten täglich den Kopf für uns hin, retten uns 
aus brennenden Häusern und versorgen uns bei 
Unfällen oder Herzinfarkten. Und dennoch: Im 
Jahr 2015 sind gewalttätige Übergriffe auf Polizei 
und Einsatzkräfte um knapp zehn Prozent im Ver­
gleich zum Vorjahr gestiegen. Das ist erschreckend.

Die Koalition greift nun härter durch und will mit 
einem neuen Gesetz Vollzugsbeamte und Ret­
tungskräfte wie etwa Sanitäterinnen oder Feuer­
wehrmänner beim Einsatz besser schützen. Und 
auch wer täglich Streife geht oder in der Amts­
stube seinen Dienst verrichtet, hat mehr Respekt 
verdient. Am 17. Februar wurde der entsprechende 
Gesetzentwurf erstmals im Bundestag beraten.

Tätliche Angriffe gegen Polizisten und Rettungs­
sanitäter werden in Zukunft härter sanktioniert. 
Der tätliche Angriff auf Polizisten und andere Voll­
streckungsbeamte wird im Strafgesetzbuch als 

eigenständiger Straftatbestand mit verschärftem 
Strafrahmen (Freiheitsstrafe von drei Monaten bis 
zu fünf Jahren) ausgestaltet. Der neue Straftatbe­
stand verzichtet für den tätlichen Angriff auf Voll­
streckungsbeamte auf den erforderlichen Bezug 
zur Vollstreckungshandlung. Jede Diensthandlung 
soll zukünftig geschützt werden. Weiterhin wer­
den die Regelbeispiele erweitert. Ein besonders 
schwerer Fall liegt zukünftig bereits dann vor, 
wenn die Tat gemeinschaftlich begangen wird 
oder der Täter eine Waffe oder ein anderes ge­
fährliches Werkzeug bei sich führt. Auf eine Ver­
wendungsabsicht soll es nicht mehr ankommen.

Die SPD-Fraktion wird sich zudem weiter für 
mehr Personal und eine bessere Ausstattung von 
Sicherheitskräften wie zum Beispiel Bodycams 
einsetzen. Prävention und Sanktion – beides ist 
notwendig, um Angriffe gegen Polizei und Ret­
tungskräfte wirksamer zu unterbinden.

Von Straftätern, die wegen Vergehen aus dem Ter­
rorismusbereich, wie Vorbereitung einer schwe­
ren staatsgefährdenden Gewalttat, Terrorismus­
finanzierung oder Unterstützung einer in- oder 
ausländischen terroristischen Vereinigung verur­
teilt worden sind, können nach Ende der Haftzeit 
erhebliche Gefahren für die Allgemeinheit ausge­
hen, wenn sie weiterhin radikalisiert sind. 

Ein am 17. Februar in 1. Lesung debattierter Ge­
setzentwurf will die elektronische Aufenthalts­
überwachung („elektronische Fußfessel“) nach 
der Haft im Rahmen der Führungsaufsicht auch 
bei solchen extremistischen Straftätern ermög­
lichen, die wegen schwerer Vergehen, etwa 
der Vorbereitung einer schweren staatsgefähr­
denden Gewalttat, der Terrorismusfinanzierung 
oder der Unterstützung einer terroristischen Ver­
einigung verurteilt wurden. Für diese Straftäter 
soll auch die Sicherungsverwahrung grundsätz­
lich möglich sein.

Diese Maßnahmen sind nicht zu verwechseln 
mit der zwischen Bundesjustizminister Heiko 
Maas (SPD) und Bundesinnenminister Thomas 
de Maizière (CDU) im Januar 2017 vereinbarten 

Verschärfung der elektronischen Aufenthalts­
überwachung für sogenannte Gefährder. Die 
wiederum wird im Rahmen des Gesetzes zur Neu­
strukturierung des Bundeskriminalamts (BKA) 
umgesetzt werden. Diesen Gesetzentwurf hat das 
Parlament auch am 17. Februar erstmals debattiert. 

Danach soll das BKA neue Eingriffsbefugnisse er­
halten, unter anderem die Ermächtigung, Aufent­
halts- und Kontaktverbote zu verhängen und wie 
oben erwähnt zum präventiven Einsatz der elek­
tronischen Fußfessel.

Ursprünglicher Anlass für die geplante gesetzliche 
Änderung war ein Urteil des Bundesverfassungs­
gerichts zur Ermächtigung des BKA zum Einsatz 
von heimlichen Überwachungsmaßnahmen. Kon­
kret geht es um eine Stärkung des Datenschut­
zes, die Verbesserung des Informationsflusses 
zwischen den Polizeibehörden in Europa und die 
Modernisierung des BKA als Zentral- und Kontakt­
stelle. Im Fokus steht insbesondere die Schaffung 
einer modernen IT-Architektur für das Bundes­
kriminalamt. In den Gesetzentwurf sind zudem 
Forderungen in Reaktion auf den Anschlag in 
Berlin am 19. Dezember 2016 eingeflossen.
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Brauchen wir das soziale Europa?
......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Die soziale Ungleichheit in der EU gehört zu den akutesten Problemen der Gemeinschaft. Hinzu kommt 
die Auseinandersetzung mit europafeindlichen Kräften, in der es gilt, Haltung zu zeigen. So eröffnete 
der stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende Axel Schäfer die Konferenz. Die Veranstaltung mit rund 
200 Teilnehmerinnen und Teilnehmern verfolgte das Ziel, aus europäischer Sicht die sozialen Heraus­
forderungen der EU zu analysieren und gemeinsame Lösungswege zu diskutieren. 

Die Bundesministerin für Arbeit und Soziales Andrea Nahles (SPD) nannte in ihrer Rede eine Reihe 
von Problemen, die zur Verschärfung der sozialen Ungleichheit in Europa geführt haben: die Wachs­
tumsschwäche des Binnenmarktes, die wirtschaftlichen Ungleichgewichte in der Währungsunion so­
wie Armutsmigration und Lohnwettbewerb. Um diese Krisen auf europäischer Ebene zu bewältigen,  
bedürfe es eines auf Investitionen in Wachstum und Beschäftigung ausgerichteten EU-Haushalts.  
„Europa braucht einen Rechtsrahmen, der vorsieht, dass alle Mitgliedstaaten einen Mindestlohn und 
einen nachvollziehbaren Mechanismus zur Festsetzung und Anpassung dieses Mindestlohns vorweisen 
müssen“, forderte die Ministerin. Abschließend betonte sie, die Verbesserung der Zukunftschancen der 
europäischen Jugend in den Fokus zu rücken. 

Europäische Debatte 
In einer Podiumsdiskussion wurden die unterschiedlichen Sichtweisen deutlich, wobei auch gemein­
same Positionen herausgearbeitet wurden. Die schwedische Arbeitsministerin Ylva Johansson unter­
strich die Wichtigkeit sozialer Initiativen auf EU-Ebene, die eine wirkliche Verbesserung für die Men­
schen vor Ort bedeuten. Sie stellte klar, dass soziale Investitionen letztlich wirtschaftliches Wachstum 
herbeiführen. Die Idee eines europäisch verpflichtenden Mindestlohns sah sie jedoch kritisch. Das  
begründete sie damit, dass der Arbeitsmarkt in Schweden weitgehend durch tarifliche Einigungen ab­
gedeckt sei. Im Falle der Einführung eines Mindestlohns fürchte man ein niedrigeres Lohnniveau. 

Der stellvertretende griechische Außen- und Europaminister George Katrougalos bezeichnete die 
soziale Ungleichheit in der EU als explosiv. Um ihr entgegenzuwirken, müsse man die ökonomische 
Integration mit der sozialen Integration in Balance bringen. Ähnlich sah das auch der ehemalige tsche­
chische Ministerpräsident sowie frühere EU-Sozialkommissar Vladimir Spidla. Er betonte, dass es auf 
EU-Ebene bislang fast keine sozialpolitischen Initiativen gebe, außer in den Bereichen Antidiskrimi­
nierung und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz. 

„Das Wohlstandsversprechen der EU ist auf der Strecke geblieben“, befand Björn Hacker von der Hoch­
schule für Technik und Wirtschaft Berlin. Man könne die soziale Dimension der europäischen Gemein­
schaft nicht länger vernachlässigen. 

In seinem Schlusswort nannte der europapolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Norbert 
Spinrath, die Perspektivlosigkeit junger Menschen als größte Bedrohung Europas. Es sei daher essen­
tiell, der sozialen Gerechtigkeit mehr Geltung zu verschaffen. Nur so könne man die Populisten in die 
Schranken weisen. 

Die Veranstaltung hat gezeigt, dass Europa noch weit entfernt ist von gemeinschaftlichen Sozial­
standards. Die sind jedoch eine wesentliche Voraussetzung, um die EU als wichtigste zivilisatorische 
Errungenschaft zu erhalten und den europafeindlichen Kräften den Nährboden zu entziehen. 

Hier gibt es ein Foto-Album von der Veranstaltung: www.spdfraktion.de/flickr

Muss ein soziales Europa die Antwort auf wachsende Ungleichheit und Nationalismus in der Europäischen 
Union sein? Zu dieser Frage haben Vertreterinnen und Vertreter aus fünf europäischen Staaten auf der Konferenz  
„60 Jahre auf dem Weg: Europa als Sozialgemeinschaft“ der SPD-Fraktion diskutiert. 
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Für ein neues Miteinander:  
Muslime in Deutschland
......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Mehr als 300 Gäste wurden am 25. Januar im Paul-
Löbe-Haus begrüßt. Ziel war, mit Musliminnen 
und Muslimen in all ihrer Vielfalt über den Islam 
in Deutschland zu sprechen. 

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Thomas Opper­
mann betonte zu Beginn der Konferenz, dass es 
um Teilhabe gehe, denn noch immer gebe es kei­
ne echte Chancengleichheit für Menschen mit 
Migrationshintergrund. Muslime in Deutschland 
hätten ihren Platz in der Mitte der Gesellschaft. 
Besorgniserregend sei aber, dass der Islam von 57 
Prozent der Deutschen als Bedrohung gesehen 
werde (Bertelsmann-Studie). Die übergroße Mehr­
heit der Muslime lebe aber friedlich in Deutsch­
land und distanziere sich von Terror und Gewalt. 
Gerade deshalb sei es notwendig, mehr miteinan­
der zu reden und gemeinsam zu entwickeln, wie 
der Islam in Deutschland besser integriert werden 
kann. Wenn nach einem Terroranschlag pauschal 
gegen Muslime gehetzt werde, dann seien auch 
die vielen friedlich in Deutschland lebenden Mus­
lime Leidtragende.

Oppermann forderte eine „neues Miteinander“ 
auf der Basis der Werte des Grundgesetzes. Dazu 
gehöre auch bessere politische Partizipation. Sein 
Appell, einen in Deutschland geprägten Islam zu 
entwickeln und zu leben, wird noch weiter disku­
tiert werden.

Auch Imaminnen sollen praktizieren
Auf dem Podium diskutierte Kerstin Griese, Beauf­
tragte für Kirchen und Religionsgemeinschaften 
der SPD-Bundestagsfraktion, mit Aydan Özoğuz, 
Staatsministerin für Migration, Flüchtlinge und 
Integration, die die erste muslimische Bundes­
ministerin und damit sowohl Vorbild als auch An­
griffsziel für viele geworden ist. Sie berichtete von 
ihren Erfahrungen. 

Bekir Alboğa, Generalsekretär von DİTİB, der 
Türkisch-Islamischen Union der Anstalt für Reli­
gion und Vertreter von ca. 900 Moscheegemein­
den in Deutschland, musste sich kritischen Fragen 
nach der Unabhängigkeit seiner Organisation 
stellen. Die 900 bei DİTİB beschäftigten Imame 
müssten mehr und mehr in Deutschland ausgebil­
det werden. 

Lamya Kaddor, Islamwissenschaftlerin und zurzeit 
wegen rechtsextremer Bedrohungen beurlaubte 
Lehrerin aus NRW, ist Vorstandsmitglied im Li­
beral-Islamischen Bund. Sie forderte, dass auch 
Imaminnen in Deutschland praktizieren dürften 
und mahnte mehr Öffnung an. 

Genau wie Aiman Mazyek, Vorsitzender des Zen­
tralrates der Muslime, antwortete sie auf Thomas 
Oppermanns Forderungen nach einem Islam, der 
in Deutschland ankommt: „Wir sind längst da!“. 
Vieles sei schon geschafft worden, wie der isla­
mische Religionsunterricht, die Ausbildung von 
Theologen und Theologinnen, aber das müsse 
mehr kommuniziert werden. „Muslime müssen 
raus aus der Schmuddelecke, und Politik muss 
Anreize schaffen, damit dem Religionsverfas­
sungsrecht Geltung verschafft werde“, forderte 
Mazyek.

Atila Ülger vom Arbeitskreis muslimischer Sozial­
demokraten und Sozialdemokratinnen konnte 
auf die praktische Arbeit seines AK verweisen, der 
eine Beteiligungsmöglichkeit bietet.

In fünf sich anschließenden Foren wurde über 
verschiedene Themen des Zusammenlebens dis­
kutiert. „Wir ziehen aus dieser Veranstaltung 
das Fazit, dass wir regelmäßig zu einem solchen 
Dialog einladen werden“, so Eva Högl, Kerstin 
Griese und Uli Grötsch, die gemeinsam mit Tho­
mas Oppermann dazu eingeladen hatten. „Der 
große Gesprächsbedarf auf dieser Konferenz hat 
uns gezeigt: Wir brauchen ein neues Miteinan­
der, und die SPD-Bundestagsfraktion will an den 
konkreten Fragen der Integration und Teilhabe 
weiterarbeiten. Vielfalt, auch religiöse Vielfalt, ist 
eine Chance.“

Zum ersten Mal hat die SPD-Bundestagsfraktion engagierte muslimische Bürgerinnen und Bürger aus 
vielen Wahlkreisen sowie muslimische Verbände und Persönlichkeiten zu einer Dialogkonferenz nach 
Berlin eingeladen. 
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Für Frank-Walter Steinmeier, der sein Brandenburger Abgeordnetenmandat als 
neu gewählter Bundespräsident aufgegeben hat, rückt Angelika Krüger-Leißner 
nach. Sie ist keine Unbekannte im Bundestag, sondern sie gehörte dem Parla­
ment bereits von 1998 bis 2013 an. Krüger-Leißner machte sich vor allem in der 
Kultur- und der Arbeits- und Sozialpolitik einen Namen. Nun wird sie Mitglied 
im Europa-Ausschuss. Die 65-Jährige Brandenburgerin ist zuständig für den 
Wahlkreis 58 (Oberhavel – Havelland II).

Nachgerückt

Es geht voran – auf dem Weg zur inklusiven Gesellschaft
Die Behindertenpolitik der SPD-Bundestagsfraktion (A5-Broschüre, 28 Seiten, Januar 2017)
Von dieser Broschüre gibt es demnächst auch eine Fassung in leichter Sprache. 

Neun vierseitige Bilanz-Faltblätter erscheinen demnächst zu den folgenden Themen: 
Arbeit wertschätzen ▪ Gerechte und sichere Renten ▪ Unterstützung für Familien
▪ Gleiche Bildungschancen ▪ Chancen durch Integration ▪ Bezahlbares Wohnen 
Gesundheit und Pflege ▪ Verlässlicher Staat ▪ Starke Kommunen – gute Infrastruktur

Veröffentlichungen


